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.Das europäische Zivilprozessrecht gewinnt immer mehr an Bedeutung: Die 

internationale Zuständigkeit der österreichischen Gerichte sowie die Anerken-
nung und Vollstreckung von ausländischen Entscheidungen werden bereits 
seit längerer Zeit weitgehend durch europäische Rechtsakte geregelt. Auch 
für die grenzüberschreitende Zustellung und Beweisaufnahme bestehen euro-
päische Rechtsnormen. Dazu sind in letzter Zeit noch einheitliche Regelungen 
über ein europäisches Mahnverfahren und ein europäisches Bagatellverfahren 
gekommen.
Das Buch bietet einen aktuellen Überblick über diesen besonders dynamischen 
Rechtsbereich. Es versteht sich als systematische Einführung für Studierende, 
Berufsanwärter und Praktiker, die eine rasche Information benötigen. Die 
Darstellung erfolgt daher lern- und verständnisorientiert mit zahlreichen Bei-
spielen und Schaubildern. Darüber hinaus bieten ausführliche Hinweise auf 
weiterführende Literatur und die Anführung von wichtigen Gerichtsentschei-
dungen eine wertvolle Hilfe bei der Lösung von Detailfragen.
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Vorwort zur 1. Auflage 2010

Dieses Buch hat eine längere Vorgeschichte: Begonnen hat alles mit dem Über-
einkommen von Lugano, das 1996 in Österreich in Kraft getreten ist und für Ös-
terreich das Tor zum europäischen Justizraum geöffnet hat. Ich habe damals auf 
Anregung von Prof. König begonnen, mich mit dem europäischen Zuständigkeits- 
und Vollstreckungsrecht zu beschäftigen und noch im gleichen Jahr gemeinsam 
mit meinem damaligen Kollegen Markus Lechner eine umfangreiche Ausgabe 
des Übereinkommens von Lugano im WUV-Universitätsverlag herausgebracht. 
Parallel mit der nachfolgenden Ratifikation und dem Inkrafttreten des Brüsseler 
Übereinkommens in Österreich habe ich dann ab 1998 gemeinsam mit Universitäts-
lektor Dietmar Czernich mehrere Auflagen eines Skriptums über die Europäischen 
Zuständigkeits- und Vollstreckungsübereinkommen (EuGVÜ und LGVÜ) verfasst. 
Daraus ist in der Folge, nachdem 1999 durch den Vertrag von Amsterdam eine neue 
Kompetenzgrundlage für die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen in Euro-
pa geschaffen und im Dezember 2000 die neue Brüssel I-Verordnung beschlossen 
worden war, im Jahr 2002 eine Broschüre über „Das neue europäische Zivilpro-
zessrecht“ entstanden. Dieses sogenannte „manual“ war wiederum die Basis für das 
2006 erschienene Buch „Europäisches Zivilprozessrecht. Eine Einführung“.

Die überaus positive Aufnahme, die dieses Werk bei der Leserschaft gefunden 
hat, aber auch die unermüdlich fortschreitende Produktion von weiteren europä-
ischen Rechtsquellen führte schon bald zu Plänen für eine erweiterte Neubear-
beitung. Kollege Czernich musste jedoch späterhin nolens volens aufgrund seiner 
großen Arbeitsbelastung als Rechtsanwalt eine weitere Mitarbeit aufgeben. Ich 
möchte ihm (auch) an dieser Stelle ganz herzlich und ausdrücklich für die jahre-
lange gute Zusammenarbeit danken.

Ich selbst wollte dieses Projekt jedoch nicht fallenlassen, da ich von dessen Sinn-
haftigkeit überzeugt war (und bin). Dessen Realisierung zog sich jedoch viel länger 
hin und erforderte einen weit größeren persönlichen Einsatz und Arbeitsaufwand 
als ich es erwartet hatte. Das war insb darauf zurückzuführen, dass ich dabei auf 
keinerlei personelle Unterstützung zurückgreifen konnte, sondern alles, und zwar 
wirklich alles von der ersten Literatur- und Judikaturrecherche über die Register bis 
hin zur letzten Textkontrolle, selbst machen musste. Umso mehr freut es mich jetzt, 
dass ich endlich das Endprodukt dieser Arbeit der Öffentlichkeit übergeben kann.

Äußerlich hat das Buch zwar seinen Untertitel „Eine Einführung“ verloren, was 
insofern gerechtfertigt erscheint, als sein Umfang um mehr als die Hälfte ange-
wachsen ist und nunmehr über 300 reine Textseiten umfasst, inhaltlich muss es 
jedoch angesichts der großen Zahl von einschlägigen europäischen Rechtsquellen 
und der Fülle der sich daraus ergebenden Fragen und Probleme (weiterhin) als eine 
(bloße) Einführung in die Weiten des europäischen Zivilprozessrechts bezeichnet 
werden. Dies ist durchaus beabsichtigt: Während nämlich Kommentarliteratur zu 
den einzelnen Rechtsquellen bereits relativ reichlich vorhanden ist und die Anzahl 
der Entscheidungsbesprechungen, Aufsätze und monografischen Untersuchungen 
zu verschiedenen Spezialfragen geradezu explosionsartig angestiegen ist, fehlt 
weitgehend eine umfassende systematische Einführung in diesen überaus dyna-
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Vorwort zur 2. Auflage

mischen und gleichzeitig immer wichtiger werdenden Rechtsbereich. Diese Lücke 
möchte das vorliegende Werk schließen:

Es soll in erster Linie die Grundlagen und Grundsätze dieses Rechtsgebiets 
übersichtlich und verständlich darstellen, damit darauf aufbauend die diffizilen 
Einzelprobleme der Praxis besser erkannt, verstanden und gelöst werden können. 
Zugunsten dieses grundlegenden Gesamtverständnisses habe ich bewusst auf die 
mitunter sehr reizvolle Behandlung von so manchem Einzelproblem verzichtet, 
jedoch bei jedem Kapitel zahlreiche weiterführende Literaturhinweise aufgenom-
men. Außerdem sind die Rechtsprechungshinweise sehr stark vermehrt worden. 
Dabei habe ich nicht nur die einschlägigen, insb neueren und neuesten Entschei-
dungen des EuGH berücksichtigt und die betreffenden Rechtssätze wegen ihrer 
großen Bedeutung in ein eigenes Register aufgenommen, sondern auch vermehrt 
auf die nationale Rechtsprechung Bedacht genommen. Der Schwerpunkt ist dabei 
auf die österreichische Judikatur gelegt worden. Dies einerseits, weil es sich – trotz 
aller europäisch-internationaler Ausrichtung – doch um ein österreichisches Buch 
handelt, und andererseits, um die Aufmerksamkeit des ausländischen Lesers ver-
mehrt auf die – durchaus beachtenswerte – österreichische Praxis zu lenken.

Ich hoffe, dass das Buch den ihm zugedachten Zweck erfüllen kann.

Innsbruck, im September 2010	 Peter G. Mayr

Vorwort zur 2. Auflage

Die erste Auflage ist in Lehre und Praxis erfreulich positiv aufgenommen wor-
den. Dennoch sind aus verschiedenen Gründen (leider) nahezu zehn Jahre ver-
gangen, bis ich jetzt endlich eine Neuauflage vorlegen kann. In diesem Zeitraum 
ist sehr viel geschehen: Es ist nicht nur die europäische Hauptrechtsquelle – die 
Brüssel I-Verordnung – reformiert als Brüssel Ia-Verordnung neu erlassen und eine 
Reihe von anderen Rechtsquellen (insb die Erbrechts- und die Güterrechts-Verord-
nungen) ganz neu geschaffen worden, sondern es sind auch eine Vielzahl von rich-
tungsweisenden (europäischen und nationalen) Entscheidungen ergangen und die 
einschlägige Literatur ist weiter immens angewachsen. Aus diesen Gründen war in 
weiten Bereichen eine völlige Neubearbeitung des Werkes notwendig. Dadurch ist 
auch der Umfang des Buches – obwohl ich bestrebt war, das bewährte Grundkon-
zept beizubehalten, und ich außerdem aus Platzgründen auf den Abdruck der Ent-
scheidungsübersichten verzichtet habe – unwillkürlich deutlich angewachsen. Ich 
hoffe aber dennoch, dass auch die umfangreiche Neuauflage den ihr zugedachten 
Zweck weiterhin erfüllen kann.

Ich danke meinen MitarbeiterInnen Mag. Sophia Maria Berger, Heinz Kranzer 
LL.M und Theresa Widschwenter, die mich auf die eine oder andere Weise bei 
meiner Arbeit unterstützt haben, und – wie so oft – Frau Brigitte Wandl für die sehr 
zügige und professionelle Formatierung.
Innsbruck, im Juni 2020	 Peter G. Mayr
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Erster Teil: Rechtsquellen

I. Einführung

Literatur: Fucik, Europäisches und internationales Zivilverfahrensrecht. Ein Weg-
weiser, Rz 2011, 28; Mayr, Grundbegriffe des Internationalen Zivilverfahrensrechts, JAP 
2014/2015, 35.

Vorweg ist der Begriff des „Internationalen Zivilprozessrechts“ zu klä-
ren. Dafür gibt es in der Literatur eine Reihe von Definitionsversuchen (siehe 
nur Geimer, IZPR8 Rz 9). Am einprägsamsten ist wohl die (Kurz-)Formel, dass 
das Internationale Zivilprozessrecht all jene Normen umfasst, die zivilpro-
zessuale Tatbestände mit internationalem Bezug betreffen.

Je nachdem, ob nur das „Zivilprozessrecht“ im engeren Sinn (streitiges 
Erkenntnisverfahren) behandelt wird, oder ob das Zivilprozessrecht um das  
Außerstreitverfahren, das Exekutionsverfahren und das Insolvenzverfahren 
zum allgemeineren Begriff des „Zivilverfahrensrechts“ erweitert wird, spricht 
man (streng genommen) vom „Internationalen Zivilprozessrecht“ oder (um-
fassender) vom „Internationalen Zivilverfahrensrecht“.

Im internationalen Sprachgebrauch wird mit dem Begriff „Internationales Privatrecht“ 
häufig auch das Internationale Zivilprozessrecht (bzw Zivilverfahrensrecht) mit erfasst (vgl 
etwa Schack, IZVR7 Rz 26). So enthält etwa das schweizerische Bundesgesetz über das In-
ternationale Privatrecht (oder das italienische IPRG) auch international-verfahrensrechtliche 
Bestimmungen und in neueren europäischen Rechtsquellen (etwa der EuErbVO) werden 
sowohl international-verfahrensrechtliche als auch -privatrechtliche Fragen gemeinsam in 
einer VO geregelt. Beide Rechtsbereiche sind jedoch auseinander zu halten.

Das „Internationale Privatrecht“ (IPR) regelt, welches materielle (Pri-
vat-)Recht für Fälle mit Auslandsbezug zur Anwendung kommt. Das Inter-
nationale Privatrecht trifft also selbst keine Sachentscheidung, sondern es 
bestimmt (nur) das auf das (internationale) Rechtsverhältnis anzuwendende 
Sachrecht. Es handelt sich daher um Verweisungsnormen (Kollisionsrecht).

Das Internationale Zivilverfahrensrecht ist insofern vorrangig, als nur das Internationale 
Privatrecht jenes Staates zur Anwendung gelangt, dessen Gerichte international zuständig 
sind. Ist also ein österreichisches Gericht international zuständig, bestimmt es nach den Re-
geln des (österreichischen) Internationalen Privatrechts, welches Sachrecht zur Anwendung 
kommt. Man spricht hier von der anzuwendenden lex causae im Unterschied zur lex fori des 
Gerichtsstaats. Freilich wird nunmehr auch das Kollisionsrecht immer mehr vereinheitlicht 
(siehe die europäischen „Rom-Verordnungen“ unten Rz I/8).

Siehe dazu an österreichischer (Studien-)Literatur: Egglmeier-Schmolke, Einführung in 
das Internationale Privatrecht2 (2016); Kerschner/Wagner, Zivilrecht VIII: Internationales 
Privatrecht5 (2018); Lurger/Melcher, Internationales Privatrecht2 (2017); Verschraegen, In-
ternationales Privatrecht (2012); Zöchling-Jud/Aspöck, Internationales Privatrecht3 (2015).

Charakteristisch für das Internationale Zivilverfahrensrecht ist also, dass 
ein internationaler (grenzüberschreitender) Bezug gegeben sein muss. Dieser 
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